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Zu Hause ist Trump schwer unter
Druck. Nun bricht der gebeutelte US-
Präsident zu seiner ersten Auslandsrei-
se auf. Ausgerechnet im Nahen Osten
will er schaffen, was noch keinem
gelungen ist: Frieden.

WASHINGTON — Donald Trump
ist anders als andere US-Präsidenten.
Das gilt auch für seine Besuchs-
politik: Bei seiner ersten Auslandsrei-
se hält sich der 70-Jährige nicht an
den Brauch, wonach ein neuer US-
Staatschef zunächst einem der ameri-
kanischen Nachbarn Kanada oder
Mexiko seine Aufwartung macht.
Trump geht gleich in die Vollen und
hat sich für das Wochenende eine Rei-
se in den Nahen Osten vorgenommen,
wo er unter anderem einen neuen Ver-
such zur Wiederbelebung des israe-
lisch-palästinensischen Friedenspro-
zesses starten will.
Dass ausgerechnet der wegen seiner

anti-muslimischen Äußerungen im

Wahlkampf und des versuchten Erlas-
ses eines Einreiseverbots für Muslime
in die Kritik geratene Trump seine ers-
te Reise als Staatschef heute in Saudi-
Arabien beginnt, mag auf den ersten
Blick verwundern. In Riad will Trump
sogar eine Rede zum Thema Islam hal-
ten; auch sein Vorgänger Barack Oba-
ma hatte im Jahr 2009 mit einer
Grundsatzrede zum Verhältnis zwi-
schen dem Westen und dem Islam für
Aufsehen gesorgt.

Eine arabische Nato
Aber Trump ist nicht Obama. Er

will in Saudi-Arabien vor allem ameri-
kanische Interessen durchsetzen,
nicht über eine harmonischere Welt-
ordnung reden. Diese Ziele verfolgt
Trump auf mehrere Arten. Zum einen
will er die Zusammenarbeit mit den
Golfstaaten gegen den Islamischen
Staat (IS) und gegen den wachsenden
Einfluss des schiitischen Iran stärken.
Dazu gehören Waffenlieferungen
ebenso wie die Erneuerung des Bei-
standsversprechens der Amerikaner

für ihre Verbündeten in der islami-
schen Welt. Unter Obama fühlten sich
einige US-Partner alleingelassen –
Trump dagegen will eine „arabische
Nato“ gründen, wie US-Medien unter
Berufung auf Regierungskreise mel-
den.
Darüber hinaus will Trump um die

Unterstützung der Muslime für den
Nahost-Friedensprozess werben. Bei
Begegnungen mit den Golf-Arabern
und bei einer Konferenz mit einem
Forum islamischer Staaten von Niger
bis Pakistan will Trump die Muslime
und insbesondere die Araber dazu
bringen, bei den Palästinensern die
Bereitschaft zu Zugeständnissen an
Israel zu wecken.
Diese schon früher wenig erfolgrei-

che Methode, die unter dem Motto
„Outside In“ bekannt ist, krankt nach
Meinung des Nahost-Experten Dan
Arbell von der Denkfabrik Brookings
Institution in Washington an einer
Tatsache: Weder die Araber noch die
Israelis wollen den ersten Schritt tun.
Trumpwolle nun versuchen, diese Blo-

ckade zu überwinden, sagte Arbell
unserer Zeitung. Aber große Erfolgs-
aussichten misst er dem Präsidenten
nicht zu: „Ich bin skeptisch.“
Trump sieht sich selbst als „Deal

Maker“ und spricht öffentlich über
seinen Traum, als Nahost-Friedens-
bringer in die Geschichte einzugehen.
Er hat seinen Schwiegersohn Jared
Kushner zu einer Art Nahost-Bevoll-
mächtigten ernannt und in seinen ers-
ten Monaten im Amt ein halbes Dut-
zend Spitzenpolitiker aus der Region
im Weißen Haus empfangen. Kushner
hat nach Einschätzung von Diploma-
ten ein enges Verhältnis zum stellver-
tretenden saudischen Kronprinzen
Mohammed bin Salman entwickelt.
Dieser außenpolitische Ehrgeiz des

neuen US-Präsidenten ist ein wichti-
ger Beweggrund für die Reise. Von
Riad aus fliegt Trump nach Israel, wo
er den israelischen Premier Benjamin
Netanjahu und Palästinenserchef
Mahmud Abbas trifft, und dann wei-
ter nach Rom. Anschließend ist seine
Teilnahme an den Gipfeltreffen von

Nato und G7 kommende Woche
geplant. Um seine Nahost-Agenda
nicht schon von Anfang an zu gefähr-
den, hat Trump sein Wahlkampfver-
sprechen eines Umzuges der US-Bot-
schaft in Israel von Tel Aviv nach Jeru-
salem stillschweigend in der Schubla-
de verschwinden lassen.

Ex-FBI-Chef „war ein Spinner“
Wahrscheinlich aber ist, dass

Trump auch im Ausland vor allem die
Nachrichten aus den USA beschäfti-
gen werden. Unmittelbar nach seinem
Abflug wurden neue schwere Vorwür-
fe laut. Bei dem Treffen mit Russlands
Außenminister Sergej Lawrow vergan-
gene Woche habe Trump erklärt, der
Rauswurf von FBI-Chef James Comey
habe „Druck“ aus den Ermittlungen
wegen der Verstrickungen des Trump-
Wahlkampflagers mit Russland
genommen, berichtete die New York
Times. „Ich habe gerade den Chef des
FBI gefeuert“, sagte Trump demnach
zu Lawrow über Comey. „Er war ver-
rückt, ein echter Spinner.“

VON HANS-PETER KASTENHUBER

Eine ungewöhnlich entspannte und
auf scharfe Attacken verzichtende
Sahra Wagenknecht erlebten Zuhörer
bei einer Diskussion im Nürnberger
Caritas-Pirckheimer-Haus. Die Lin-
ken-Politikerin hatte kaum Dissens
mit ihrem Mitdiskutanten, Erzbischof
Ludwig Schick.

NÜRNBERG — Es passiert selten,
dass Veranstalter eines Fachge-
sprächs zu einem so sperrig klingen-
den Thema wie „Christlich? Humanis-
tisch? Engagement für Steuergerech-
tigkeit und gegen Armut“ darum bit-
ten, doch um Himmels willen keine
Vorankündigung in der Zeitung abzu-
drucken, weil sie die hoffnungslose
Überfüllung des Saales fürchten.
Aber es passiert. Und die 280 Plätze
im Nürnberger Caritas-Pickheimer-
Haus sind dann trotzdem belegt.
Um das zu schaffen, muss man nur

den Mut haben, ein sehr ungewöhnli-
ches Diskutantenpärchen einzuladen.
Zum Beispiel einen Bamberger Erzbi-
schof und die Fraktionschefin der Lin-
ken. Ludwig Schick und SahraWagen-
knecht – der gütig lächelnde katholi-
scher Gottesmann und die oft schnei-
dend unterkühlte Frau von der Kom-
munistischen Plattform.
Erste Überraschung: Dieses höchst

ungleiche Duo aufs CPH-Podium zu
locken, war nicht schwer. „Beide
haben sofort zugesagt“, verrät Jörg
Alt von der Jesuitenmission, der die
Idee zur Veranstaltung hatte. Schwer
bis unmöglich wäre es demnach eher,
jemanden von der AfD, der CDU/CSU
oder der FDP für eine Diskussion über
Steuergerechtigkeit zu gewinnen.
„Die weichen dem Thema aus“, sagt
Alt. Weil sie meinten, Steuergerechtig-
keit gebe es bei uns schon.
Überraschung zwei: Mit Schick und

Wagenknecht stoßen beim Nachden-
ken über eine ungerechte Welt und
über mögliche Wege aus diesem Miss-
stand nicht etwa zwei unversöhnliche

Universen aufeinander. Statt Streit
gibt es viel Übereinstimmung. Gegner-
schaft sieht anders aus. Und Modera-
tor und CPH-Leiter Siegfried Grill-
meyer hat manchmal fast Mühe,
Schwung in die links-katholischeKon-
sensrunde zu bringen.
Kein Widerspruch von Erzbischof

Schick, wenn Wagenknecht die wach-
sende und durch die Steuerpolitik mit-
verursachte materielle Ungleichheit
für den gefährlichen Trend verant-
wortlich macht, dass sich immer mehr
Menschen von der Demokratie abwen-
den. Allenfalls in der Klarheit und
Absolutheit unterscheiden sich die
Positionen der beiden.
Für die Linken-Frau ist es keine Fra-

ge, an der „eigentlich urliberalen For-
derung“ nach einer relevanten
Besteuerung großer Erbschaften fest-
zuhalten. „Insbesondere von der CSU
wird dies verhindert.“ Wagenknecht
glaubt, dass gerade das Beispiel Erb-
schaftssteuer schön zeigt, wie das
Anhäufen großer Vermögen einem
kleinen Kreis von Menschen auch

großen politischen Einfluss und
Macht beschert.
Schick widerspricht dieser Diagno-

se nicht, er plädiert nur für eine Diffe-
renzierung. Unternehmen dürfe durch
hohe Erbschaftssteuern nicht das
Eigenkapital verlorengehen. „Wenn
Erbe aber nur zum Eigennutz
gebraucht wird, muss durch Steuern
dafür gesorgt werden, dass Eigentum
seiner Gemeinnutzverpflichtung ent-
spricht.“

Vorsichtiges Sticheln
Und wenn der Erzbischof darauf

hinweist, dass über allen Versuchen,
durch staatliche Instrumente wie Steu-
ergesetzgebung mehr Gerechtigkeit
herzustellen, nicht der Fehler des
Sozialismus begangen werden dürfe
(„Da waren alle gleich arm“), dann
bleibt das das einzige vorsichtige Sti-
cheln gegen sein Gegenüber. Eines,
das unerwidert bleibt.
Beide lehnen die Idee eines bedin-

gungslosen Grundeinkommens ab.
Schick vor allem, weil er Erwerbsar-

beit für einen wesentlichen Faktor
einer „humanen Gesellschaft“ hält.
Wagenknecht, weil ihrer Meinung
nach „der Vorschlag aus einer Ecke
kommt, die nicht die Interessen der
Betroffenen vertritt“. Ein Grundein-
kommen könne als Argument miss-
braucht werden, „sich um Arbeitslo-
sigkeit nicht mehr kümmern zu müs-
sen“. Die Linken-Politikerin glaubt
sogar, damit drohe „das Ende des Sozi-
alstaats“. Und Schick nickt.
Als auch noch bei der Beurteilung

der globalen Ungerechtigkeiten und
der Bewertung unserer westlichen
Schuld an Hunger und Elend in Afri-
ka kein Dissens herzustellen ist,
drängt sich schier die dann auch aus
dem Publikum heraus gestellte Frage
auf, warum die Kirche nicht zur Wahl
der Linkspartei aufruft. „Eine Wahl-
empfehlung geben wir grundsätzlich
nicht“, antwortet Erzbischof Schick.
Undmanch älterer Zuhörer ergänzt in
Gedanken „nicht mehr“.
Nach Hause gehen die 280 Zuhörer

mit der zwischenzeitlich vielen Men-

schen abhanden gekommenen
Erkenntnis, dass die christliche Sozial-
lehre sich im Kern nicht so sehr von
linker Politik-Programmatik unter-
scheidet. Auch wenn Erzbischof
Schick Wert auf die Feststellung legt,
dass die Gleichung „Christ ist gleich
Sozialist“ nicht stimmt. „Sozial, ja –
Sozialist, nein.“
Die überraschendere Lehre des

Abends: Sahra Wagenknecht muss
gar nicht immer mit dem schwer ver-
träglichen Besserwisserton ihrer
TV-Talkshow-Auftritte für die linke
Sache kämpfen. Und Unaufgeregtheit
steht ihr gut.
Das war auch der Tenor vieler Kurz-

kommentare imCPH-Foyer. Undman-
cher freute sich, dass Begegnungen
dieser Art in katholischen Einrichtun-
gen inzwischen möglich sind, ohne
dass über dem Sessel des Sozialisten-
Gastes hinterher vorsichtshalber der
Weihrauchkessel geschwungen wird.
Obwohl es, wie man hört, im Vorfeld
durchaus kritische Stimmen zum
Wagenknecht-Auftritt gegeben hatte.

 Viel Sympathie für die Mei-
nung des Gegenübers:
Bambergs Erzbischof Lud-
wig Schick und Linken-
Fraktionschefin Sahra
Wagenknecht fanden bei
ihren Diagnosen zur Unge-
rechtigkeit in unserer Ge-
sellschaft überraschend
viel Übereinstimmung.
 Fotos: Günter Distler

Links-katholische Konsensrunde zur Ungerechtigkeit der Welt
Erzbischof Ludwig Schick und Linken-Fraktionschefin Sahra Wagenknecht finden bei einer Diskussion in Nürnberg kein Thema für einen Streit

Ausgerechnet Trump will Frieden in Nahost stiften
Der US-Präsident äußert sich gerne anti-muslimisch, dennoch will er auf seiner ersten Auslandsreise den Mega-Konflikt lösen

Riesige Werbetafeln mit dem Slogan „Zusammen siegen wir“ kündigen in Riad das Treffen von US-Präsident Donald Trump mit dem saudischen König Salman an, das heute stattfinden soll.  Foto: afp
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